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UBM Development AG 

Wien, FN 100059 x 

(“Gesellschaft”) 

 

Beschlussvorschläge des Vorstands und des Aufsichtsrats für die 

141. ordentliche Hauptversammlung 

16. Mai 2022 

 

1. Vorlage des Jahresabschlusses samt Lagebericht und Corporate-Governance-Be-

richt, des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht, des Vorschlags für die Ge-

winnverwendung, des nichtfinanziellen Berichts (ESG-Nachhaltigkeitsbericht) und 

des vom Aufsichtsrat erstatteten Berichts für das Geschäftsjahr 2021 

 

Da die Vorlage der vorgenannten Unterlagen nur der Information der Hauptversammlung 

dient, ist eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt nicht erforderlich. 

 

Der Jahresabschluss 2021 ist bereits durch den Aufsichtsrat gebilligt und damit festgestellt 

worden. 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2021 ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von EUR 16.850.296,65 wie 

folgt zu verwenden: 

 

(i) Ausschüttung einer Dividende von EUR 2,25 je dividendenberechtigter Aktie,  

d.h. als Gesamtbetrag der Dividende EUR 16.812.405,00 

(ii) Vortrag des Restbetrags in Höhe von  EUR 37.891,65 

auf neue Rechnung 

 

 Dividendenzahltag der Dividende für das Geschäftsjahr 2021 ist der 23.05.2022. 
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3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2021 

 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2021 amtie-

renden Mitglieder des Vorstands für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2021 

 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2021 amtie-

renden Mitglieder des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

5. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2022 

 

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, im Sinne einer Empfehlung des Prüfungsausschusses, die 

BDO Austria GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, 1040 Wien, 

Am Belvedere 4, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 

2022 zu wählen. 

 

6. Beschlussfassung über den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2021 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat einer börsenotierten Gesellschaft haben einen klaren 

und verständlichen Vergütungsbericht für die Bezüge der Vorstandsmitglieder und der Auf-

sichtsratsmitglieder gemäß § 78c iVm § 98a AktG zu erstellen. 

 

Dieser Vergütungsbericht hat einen umfassenden Überblick über die im Lauf des letzten 

Geschäftsjahrs den aktuellen und ehemaligen Mitgliedern des Vorstands und des Auf-

sichtsrats im Rahmen der Vergütungspolitik (§ 78a iVm § 98a AktG) gewährten oder ge-

schuldeten Vergütung einschließlich sämtlicher Vorteile in jeglicher Form zu bieten. 

 

Der Vergütungsbericht für das letzte Geschäftsjahr ist der Hauptversammlung zur Abstim-

mung vorzulegen. Die Abstimmung hat empfehlenden Charakter. Der Beschluss ist nicht 

anfechtbar (§ 78d Abs 1 AktG).  

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat haben einen Vorschlag zur Beschlussfassung über den 

Vergütungsbericht gemäß § 108 Abs 1 AktG zu machen. 

 

Dieser Beschlussvorschlag des Vorstands und des Aufsichtsrats zur Beschlussfassung 

über den Vergütungsbericht sowie der Vergütungsbericht sind gemäß § 108 Abs 3 Z 1 und 

https://www.jusline.at/gesetz/aktg/paragraf/78a
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Abs 4 Z 4 AktG ab dem 21. Tag vor der Hauptversammlung auf der im Firmenbuch einge-

tragenen Internetseite der Gesellschaft zugänglich zu machen.  

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat der UBM Development AG haben in der Sitzung vom 

07.04.2022 einen Vergütungsbericht gemäß § 78c iVm § 98a AktG beschlossen und einen 

Beschlussvorschlag gemäß § 108 Abs 1 AktG gemacht. 

 

Der Vergütungsbericht wird spätestens ab dem 25. April 2022 (21. Tag vor der HV) auf der 

im Firmenbuch eingetragenen Internetseite der UBM Development AG unter  

www.ubm-development.com zugänglich gemacht. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 

2021, wie dieser auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite zugänglich gemacht 

wird, zu beschließen. 

 

 Der Vergütungsbericht ist diesem Beschlussvorschlag als Anlage ./1 angeschlossen. 

 

7. Beschlussfassung über die Anpassungen und Änderungen der Vergütungspolitik 

 

Der Aufsichtsrat einer börsenotierten Gesellschaft hat die Grundsätze für die Vergütung 

der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats gemäß § 78a iVm § 98a AktG zu erar-

beiten und aufzustellen (Vergütungspolitik). 

 

Die Vergütungspolitik ist der Hauptversammlung mindestens in jedem vierten Geschäfts-

jahr sowie bei jeder wesentlichen Änderung zur Abstimmung vorzulegen. Die Abstimmung 

über die Vergütungspolitik in der Hauptversammlung hat empfehlenden Charakter. Der 

Beschluss ist nicht anfechtbar (§ 78b Abs 1 AktG). 

 

Der Aufsichtsrat hat einen Vorschlag zur Beschlussfassung über Anpassungen und we-

sentliche Änderungen der Vergütungspolitik gemäß § 108 Abs 1 AktG zu machen. 

 

Dieser Beschlussvorschlag des Aufsichtsrats zur Beschlussfassung über die Anpassungen 

und wesentlichen Änderungen der Vergütungspolitik sowie die angepasste und geänderte 

Vergütungspolitik sind gemäß § 108 Abs 3 Z 1 und Abs 4 Z 4 AktG ab dem 21. Tag vor der 

Hauptversammlung auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite der Gesellschaft 

zugänglich zu machen.  

 

Der Vergütungsausschuss hat die Anpassungen der Vergütungspolitik erarbeitet und dem 

Aufsichtsrat eine Empfehlung für die entsprechende Änderung der bisherigen Vergütungs-

politik erstattet. 
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Der Aufsichtsrat der UBM Development AG hat in der Sitzung vom 07.04.2022 die Anpas-

sungen und wesentlichen Änderungen betreffend die Vergütung der Mitglieder des Vor-

stands und des Aufsichtsrats gemäß § 78a iVm § 98a AktG auf Basis der Empfehlung des 

Vergütungsausschusses diskutiert und hat sodann die entsprechenden Anpassungen und 

Änderungen der Vergütungspolitik beschlossen sowie einen Beschlussvorschlag gemäß 

§ 108 Abs 1 AktG gemacht. 

 

Die angepasste und geänderte Vergütungspolitik wird spätestens ab dem 25. April 2022 

(21. Tag vor der HV) auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite der UBM Develo-

pment AG unter www.ubm-development.com zugänglich gemacht. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die angepasste und geänderte Vergütungspolitik, wie diese 

auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite zugänglich gemacht wird, zu beschlie-

ßen. 

 

 Die Vergütungspolitik in der angepassten und geänderten Fassung ist diesem Beschluss-

vorschlag als Anlage ./2 angeschlossen. 

 

8. Beschlussfassung über den Widerruf der bestehenden Ermächtigung des Vorstands 

nach § 4 Absatz 4 der Satzung (Genehmigtes Kapital 2017) und über die gleichzeitige 

Einräumung einer neuen Ermächtigung des Vorstands gemäß § 169 AktG in § 4 Ab-

satz 4 der Satzung, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats um bis zu EUR 2.241.654,00 durch Ausgabe von bis zu 747.218 Stück 

neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen, auch 

in mehreren Tranchen und auch mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugs-

rechts, zu erhöhen und den Ausgabekurs, die Ausgabebedingungen, das Bezugs-

verhältnis und die weiteren Einzelheiten der Durchführung im Einvernehmen mit 

dem Aufsichtsrat festzusetzen (Genehmigtes Kapital 2022) sowie Beschlussfassung 

über die entsprechenden Änderungen der Satzung in § 4 Absatz 4 und über die Er-

mächtigung des Aufsichtsrates, Änderungen der Satzung, die sich durch die Aus-

gabe von Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2022 ergeben, zu beschließen, wobei 

das Bezugsrecht für Mehrzuteilungsoptionen im Rahmen der Ausgabe von Aktien 

gegen Bareinlagen ausgeschlossen ist. 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen zu diesem Tagesordnungspunkt vor, die 

Hauptversammlung möge den folgenden Beschluss fassen: 

 

Die Ermächtigung des Vorstands gemäß § 169 AktG, das Grundkapital mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bis 11.08.2022 um bis zu EUR 2.241.654,00 durch Ausgabe von bis zu 

747.218 neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen, 

auch in mehreren Tranchen, auch im Wege des mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 153 
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Abs 6 AktG und auch mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts, zu erhöhen, 

wie derzeit in § 4 Absatz 4 der Satzung vorgesehen, wird widerrufen. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung der in der Hauptver-

sammlung vom 16.05.2022 beschlossenen Ermächtigung in das Firmenbuch das Grund-

kapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu EUR 2.241.654,00 

durch Ausgabe von bis zu 747.218 neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlage, allenfalls in mehreren Tranchen, auch im Wege des mittelbaren 

Bezugsrechts gemäß § 153 Abs 6 AktG und auch mit der Möglichkeit des Ausschlusses 

des Bezugsrechts, zu erhöhen (genehmigtes Kapital) und den Ausgabekurs, die Ausgab-

ebedingungen, das Bezugsverhältnis und die weiteren Einzelheiten der Durchführung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festzusetzen. Das Bezugsrecht der Aktionäre, auf die aus 

dem genehmigten Kapital ausgegebenen neuen Aktien ist ausgeschlossen, wenn und so-

fern eine Ausnutzung dieser Ermächtigung (genehmigtes Kapital) durch Ausgabe von Ak-

tien gegen Bareinlagen bei Mehrzuteilungsoptionen im Rahmen der Platzierung neuer Ak-

tien der Gesellschaft erfolgt. Darüber hinaus ist der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch das Ausnutzen 

dieser Ermächtigung des Vorstands ergeben, zu beschließen. 

 

§ 4 Absatz 4 der Satzung in der derzeit vorliegenden Fassung wird widerrufen. An dessen 

Stelle wird der folgende Absatz als neuer Absatz (4) in die Satzung eingefügt: 

 

"(4) Der Vorstand ist ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung der in der Haupt-

versammlung vom 16.05.2022 beschlossenen Ermächtigung in das Firmenbuch das 

Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 

EUR 2.241.654,00 (Euro zwei Millionen zweihunderteinundvierzigtausend sechshundert-

vierundfünfzig) durch Ausgabe von bis zu 747.218 (siebenhundertsiebenundvierzigtau-

send zweihundertachtzehn) neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlage, allenfalls in mehreren Tranchen, auch im Wege des mittelbaren 

Bezugsrechts gemäß § 153 Abs 6 (Paragraph einhundertdreiundfünfzig Absatz sechs) 

AktG und auch mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts, zu erhöhen (ge-

nehmigtes Kapital) und den Ausgabekurs, die Ausgabebedingungen, das Bezugsverhält-

nis und die weiteren Einzelheiten der Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest-

zusetzen. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die aus dem genehmigten Kapital ausgege-

benen neuen Aktien ist ausgeschlossen, wenn und sofern eine Ausnutzung dieser Ermäch-

tigung (genehmigtes Kapital) durch Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen bei Mehrzutei-

lungsoptionen im Rahmen der Platzierung neuer Aktien der Gesellschaft erfolgt. Darüber 

hinaus ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Bezugsrecht der 
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Aktionäre auszuschließen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die 

sich durch das Ausnutzen dieser Ermächtigung des Vorstands ergeben, zu beschließen." 

 

Der Bericht über den Ausschluss des Bezugsrechts betreffend Tagesordnungspunkt 8. 

(Genehmigtes Kapital) ist diesem Beschlussvorschlag als Anlage ./3 angeschlossen. 

 

9. Beschlussfassung über eine bedingte Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Be-

zugsrechts im Ausmaß von bis zu EUR 2.241.654,00 durch Ausgabe von bis zu 

747.218 neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gemäß § 159 Absatz 2 Z 1 AktG 

zur Ausgabe an Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen und die Feststellung 

der Erfordernisse gemäß § 160 Absatz 2 AktG, sowie über die Ermächtigung des 

Vorstandes, die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer 

Durchführung festzusetzen, insbesondere die Einzelheiten der Ausgabe und des 

Wandlungsverfahrens der Wandelschuldverschreibungen, die Möglichkeit einer 

Wandlungspflicht, den Ausgabebetrag sowie das Umtausch- oder Wandlungsver-

hältnis, und Beschlussfassung über die entsprechende Änderung der Satzung 

durch Einfügung eines neuen Absatzes 5b in § 4 der Satzung sowie über die Ermäch-

tigung des Aufsichtsrates, Änderungen der Satzung, die sich durch die Ausgabe der 

Aktien aus dem bedingten Kapital ergeben, zu beschließen. 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen zu diesem Tagesordnungspunkt vor, die 

Hauptversammlung möge den folgenden Beschluss fassen: 

 

a) Die Hauptversammlung beschließt die bedingte Erhöhung des Grundkapitals unter Aus-

schluss des Bezugsrechts gemäß § 159 Abs 2 Z 1 AktG um bis zu EUR 2.241.654,00 

durch Ausgabe von bis zu 747.218 neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien zur Ausgabe 

an Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, zu der der Vorstand in dieser Hauptver-

sammlung ermächtigt werden soll. Weiters wird der Vorstand ermächtigt, die weiteren Ein-

zelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats festzusetzen, insbesondere die Einzelheiten der Ausgabe und des Wandlungs-

verfahrens der Wandelschuldverschreibungen, den Ausgabebetrag sowie das Umtausch- 

oder Wandlungsverhältnis. Weiters wird der Aufsichtsrat ermächtigt, Änderungen der Sat-

zung, die sich durch die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital ergeben, zu be-

schließen. Ausgabebetrag und Umtauschverhältnis sind nach Maßgabe finanzmathemati-

scher Methoden sowie des Aktienkurses der Gesellschaft in einem anerkannten Preisfin-

dungsverfahren zu ermitteln. Im Fall einer in den Ausgabebedingungen von Wandelschuld-

verschreibungen festgelegten Wandlungspflicht dient das bedingte Kapital auch zur Erfül-

lung dieser Wandlungspflicht. (Bedingtes Kapital 2022) 

 

und 
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b) Der derzeitige Absatz 5 des § 4 der Satzung der Gesellschaft erhält die geänderte Be-

zeichnung Absatz "(5a)". Die Satzung der Gesellschaft wird in § 4 um einen neuen Absatz 

5b erweitert, der den folgenden Wortlaut hat: 

 

"(5b) Das Grundkapital wird gemäß § 159 Abs 2 Z 1 (Paragraph einhundertneunundfünfzig 

Absatz zwei Ziffer eins) Aktiengesetz um bis zu Nominale EUR 2.241.654,00 (Euro zwei 

Millionen zweihunderteinundvierzigtausend sechshundertvierundfünfzig) durch Ausgabe 

von bis zu 747.218 (siebenhundertsiebenundvierzigtausend zweihundertachtzehn) neuen, 

auf Inhaber lautenden Stückaktien zur Ausgabe an Gläubiger von Wandelschuldverschrei-

bungen unter Ausschluss des Bezugsrechts bedingt erhöht. Der Vorstand ist ermächtigt, 

die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats festzusetzen, insbesondere die Einzelheiten der Ausgabe und 

des Wandlungsverfahrens der Wandelschuldverschreibungen, den Ausgabebetrag sowie 

das Umtausch- oder Wandlungsverhältnis. Weiters ist der Aufsichtsrat ermächtigt, Ände-

rungen der Satzung, die sich durch die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital 

ergeben, zu beschließen. Ausgabebetrag und Umtauschverhältnis sind nach Maßgabe fi-

nanzmathematischer Methoden sowie des Aktienkurses der Gesellschaft in einem aner-

kannten Preisfindungsverfahren zu ermitteln. Im Fall einer in den Ausgabebedingungen 

von Wandelschuldverschreibungen festgelegten Wandlungspflicht dient das bedingte Ka-

pital auch zur Erfüllung dieser Wandlungspflicht." 

 

10. Beschlussfassung über die Ermächtigung des Vorstands gemäß § 174 Absatz 2 

AktG innerhalb von fünf Jahren ab dem Datum der Beschlussfassung mit Zustim-

mung des Aufsichtsrates Wandelschuldverschreibungen, mit denen ein Umtausch- 

oder Bezugsrecht auf Erwerb von bis zu 747.218 neuen, auf Inhaber lautenden Stück-

aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 

EUR 2.241.654,00 verbunden ist, auch in mehreren Tranchen, auszugeben und alle 

weiteren Bedingungen, die Ausgabe und das Wandlungsverfahren der Wandel-

schuldverschreibungen, den Ausgabebetrag sowie das Umtausch- oder Wandlungs-

verhältnis festzusetzen. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird ausgeschlossen. Die 

Ausgabebedingungen können zusätzlich oder anstelle eines Bezugs- oder Um-

tauschrechts auch eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem an-

deren Zeitpunkt begründen. Die Bedienung der Umtausch- oder Bezugsrechte kann 

durch bedingtes Kapital oder durch eigene Aktien oder durch eine Kombination aus 

bedingtem Kapital und eigenen Aktien erfolgen. Der Preis der Wandelschuldver-

schreibungen ist unter Berücksichtigung anerkannter finanzmathematischer Metho-

den in einem anerkannten Preisfindungsverfahren zu ermitteln. 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen zu diesem Tagesordnungspunkt vor, die 

Hauptversammlung möge den folgenden Beschluss fassen: 
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Der Vorstand wird gemäß § 174 Abs 2 AktG ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren ab dem 

Datum der Beschlussfassung mit Zustimmung des Aufsichtsrates Wandelschuldverschrei-

bungen, mit denen ein Umtausch- oder Bezugsrecht auf den Erwerb von bis zu 747.218 

neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 

Grundkapital von bis zu EUR 2.241.654,00 verbunden ist, auch in mehreren Tranchen, 

auszugeben und alle weiteren Bedingungen, die Ausgabe und das Wandlungsverfahren 

der Wandelschuldverschreibungen, den Ausgabebetrag sowie das Umtausch- oder Wand-

lungsverhältnis festzusetzen. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird ausgeschlossen. Die 

Ausgabebedingungen können zusätzlich oder anstelle eines Bezugs- oder Umtausch-

rechts auch eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt 

begründen. Die Bedienung der Umtausch- oder Bezugsrechte kann durch bedingtes Kapi-

tal oder durch eigene Aktien oder durch eine Kombination aus bedingtem Kapital und ei-

genen Aktien erfolgen. Der Preis der Wandelschuldverschreibungen ist unter Berücksich-

tigung anerkannter finanzmathematischer Methoden in einem anerkannten Preisfindungs-

verfahren zu ermitteln. 

 

Der Bericht über den Ausschluss des Bezugsrechts betreffend Tagesordnungspunkt 10. 

(Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen) ist diesem Beschlussvor-

schlag als Anlage ./4 angeschlossen. 

 

11. Beschlussfassung über 

a) die Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln von derzeit 

EUR 22.416.540,00 um EUR 29.888.720,00 auf EUR 52.305.260 durch Umwand-

lung der im Jahresabschluss zum 31.12.2021 ausgewiesenen anderen Rückla-

gen (freie Rücklagen) in der Höhe von EUR 29.888.720,00 ohne Ausgabe neuer 

Aktien (Kapitalberichtigung gemäß dem Kapitalberichtigungsgesetz), 

und 

b) die entsprechende Anpassung der Satzung der Gesellschaft in § 4 Absatz 1 

(Höhe des Grundkapitals). 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen zu diesem Tagesordnungspunkt vor, die 

Hauptversammlung möge den folgenden Beschluss fassen: 

 

Das Grundkapital wird von derzeit EUR 22.416.540,00 um EUR 29.888.720,00 auf 

EUR 52.305.260,00 durch Umwandlung der im Jahresabschluss zum 31.12.2021 ausge-

wiesenen anderen Rücklagen (freie Rücklagen) in der Höhe von EUR 29.888.720,00 ohne 

Ausgabe neuer Aktien (Kapitalberichtigung gemäß dem Kapitalberichtigungsgesetz). 

 

Unter der Bedingung, dass die Hauptversammlung der Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-

mitteln gemäß litera a) dieses Tagesordnungspunktes zugestimmt hat, wird beschlossen, 
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die Satzung der Gesellschaft in § 4 Absatz 1 so anzupassen, dass dieser den folgenden 

Wortlaut erhält: 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 52.305.260,00 (Euro zweiundfünfzig 

Millionen dreihundertfünftausend zweihundertsechzig). 

 

Der Bericht des Vorstands gemäß § 2 Abs 5 Kapitalberichtigungsgesetz, der Bericht der 

BDO Austria GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft über die Prü-

fung gemäß § 2 Abs 5 des Kapitalberichtigungsgesetzes des Berichtes der Vorstands der 

UBM Development AG, Wien, über die beabsichtigte Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-

mitteln zum 1. Jänner 2022, der Bericht des Aufsichtsrats zur Kapitalerhöhung aus Gesell-

schaftsmitteln, sowie die Satzung in der Fassung mit sämtlichen vorgeschlagenen Ände-

rungen sind diesem Beschlussvorschlag als Anlagen ./5, ./6, ./7 und ./8 angeschlossen. 
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Anlage ./1 Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2021 

Anlage ./2 Angepasste und geänderte Vergütungspolitik 

Anlage ./3 Bericht über Ausschluss des Bezugsrechts (TOP 8) 

Anlage ./4 Bericht über Ausschluss des Bezugsrecht (TOP 10) 

Anlage ./5 Bericht des Vorstands gemäß § 2 Abs 5 Kapitalberichtigungsgesetz (TOP 11) 

Anlage ./6 Bericht der BDO Austria GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell-

schaft über die Prüfung gemäß § 2 Abs 5 des Kapitalberichtigungsgesetzes des 

Berichtes der Vorstands der UBM Development AG, Wien, über die beabsichtigte 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zum 1. Jänner 2022 (TOP 11) 

Anlage ./7 Bericht des Aufsichtsrats zur Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (TOP 11) 

Anlage ./8 Fassung der Satzung mit sämtlichen beabsichtigten Änderungen 

 

 

Wien, im April 2022 

 

 

 

 

Der Vorstand Der Aufsichtsrat 


